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Antrag der SPD-Fraktion an den Rat Nr. A-R/0044/2006 vom 30.10.2006 "Beteiligungssteuerung
verbessern - Sparpotenziale nutzen"

Beratungsfolge

13.12.2006 Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Sachentscheidung:

1. Der Hauptausschuss nimmt zur Kenntnis, dass im Jahr 2000 eine umfangreiche zweiteilige
Untersuchung zur Optimierung des stadtischen Beteiligungsmanagements stattgefunden
hat, dessen Kernergebnisse in der Begrindung in den Eckpunkten dargestellt werden. In
diesem Zusammenhang ist auch die steuerliche Optimierung als stindige Aufgabe veran-
kert worden. Eine Verbesserung der Beteiligungssteuerung durch Griindung einer Beteili-
gungsholding zwecks Entlastung des Gesamthaushaltes ist nicht erkennbar.

2. Der Hauptausschuss nimmt zur Kenntnis, dass im Rahmen der Einfilhrung des NKF-
Gesetzes der Gesetzgeber das Ziel verfolgt, dass alle Kommunen in NRW zum 31.12.2010
eine Konzernbilanz vorzulegen haben, um die Effekte von Ausgliederungen im Konzern
insgesamt wieder im Blick zu haben.

3. Der Antrag der SPD-Fraktion an den Rat Nr. A-R/0044/2006 vom 30.10.2006 ,Beteili-
gungssteuerung verbessern — Sparpotenziale nutzen” (Anlage 1) ist damit erledigt.

Kosten/Folgekosten

keine
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Begriindung:

Ausgangslage der stadtischen Beteiligungsverwaltung vor 2000

Der Rat hat die Verwaltung bereits im Jahre 1999 (Ratsvorlage 925/99) beauftragt, Vorschlage
vorzulegen, wie die Beteiligungsverwaltung in Richtung auf ein Konzernmanagement weiter entwi-
ckelt werden kann. Es sollte eine systematische aufgabenkritische Prifung und Weiterentwicklung
der stadtischen Beteiligungen unter kommunal- und ordnungspolitischen Gesichtspunkten sowie
im Hinblick auf betriebswirtschaftliche und steuerrechtliche Optimierungen vorgenommen werden.
In der Vorlage wurde darauf hingewiesen, dass Beteiligungssteuerung ein Abwagungsprozess
zwischen Fach-, Finanz- und strategischen Zielen der Stadt und den Unternehmenszielen ist und
dies nicht isoliert fiir die Beteiligungen, sondern fir den gesamten ,Stadtkonzern“ unter Einschluss
der Kernverwaltung zu betrachten ist. Als Problemfelder wurden damals aufgezeigt:

unkonkretes Leitbild,

fehlende Informationen von den Unternehmen,

fehlende Kompetenzen der Beteiligungssteuerung,

Finanzierung der Beteiligungsverwaltung/Qualifikation der Beschaftigten,
Anwendung eines formalisierten Beteiligungscontrollings,

Abgrenzung der Kompetenzen von Rat und Verwaltung,
Entscheidungsgremien,

Verankerung der Beteiligungsverwaltung in den Satzungen der Unternehmen.

Optimierung der staddtischen Beteiligungsverwaltung ab 2000

Im Jahre 2000 hat die Verwaltung unter Hinweis auf vorstehend genannte Ratsvorlage dem Rat
mitgeteilt, dass zwischenzeitlich erste Schritte zu Neustrukturierung der Beteiligungsverwaltung
(Griindung einer neuen Abteilung (,Beteiligungsverwaltung / Beteiligungscontrolling®), Entwurf von
Beteiligungsgrundséatzen) vorgenommen worden seien. Ferner wurde die Verwaltung vom Rat be-
auftragt (Ratsvorlage 123/2000) ein prozessbegleitendes zweistufiges Gutachten an ein Bera-
tungsunternehmen zu vergeben sowie die damalige Finanz- und Beteiligungskommission an der
Auswahl des Beratungsunternehmens zu beteiligen und die Kommission Uber die weiteren Schritte
laufend zu informieren bzw. bei bestimmten Meilensteinen in den Entwicklungs-
/Umsetzungsprozess miteinzubinden.

Das externe Gutachten sollte im Wesentlichen folgende thematische Schwerpunkte umfassen:
Stufe 1

e Aufnahme und Analyse der Ist-Situation

e Entwicklung und Formulierung grundsatzlicher Rahmenrichtlinien fur ein stadtisches Betei-
ligungsmanagement unter Einbeziehung der verwaltungsseitig bereits erarbeiteten Entwiir-
fe

e Konzeptionierung eines weitgehend vereinheitlichten Controllingsystems fir die einzelnen
Beteiligungsgesellschaften einschlie3lich des Aufbaus eines regelmalfiigen Berichtswesens

e Darstellung von Mdoglichkeiten einer weiteren Optimierung der Organisationsstruktur der
Beteiligungsverwaltung
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Stufe 2 (auf der Basis der Erkenntnisse aus der Stufe 1)

e Uberpriifung einzelner Beteiligungsgesellschaften im Hinblick auf die entwickelten Rah-
menbedingungen zur Beteiligungssteuerung
e Optimierung der Gesamtstruktur des Konzerns ,Stadt Minster*

Die wesentlichen Ergebnisse des durchgefiihrten Gutachtens der 1. Stufe waren:

e Entwicklung einer Rahmenrichtlinie

e Entwicklung eines Gesamtkonzern-Berichtswesens

e Vorschlage fur die Steuerungsintensitaten / Entwicklung von Steuerungsclustern der Betei-
ligungen

e Grundlagen zur Steuerung Uber Zielvereinbarungen

e Grundaussagen zur Privatisierung sowie

e Vorschlage zur Organisation des Beteiligungsmanagements und —controllings

Die in dem Gutachten ausgesprochenen Empfehlungen zum Beteiligungsmanagement und
—controlling fihrten in der Stadt Minster zu einer Reihe neuer Aufgaben, die in der Anlage 2 ad-
ressatenbezogen zusammengefasst sind. Das Holding Modell der Stadt Minster im Bereich der
Beteiligungen erflllt in Bezug auf die drei Holding-Typen (Finanz-Holding, Management-Holding,
Operative Holding) alle Kriterien einer Finanz-Holding. Aus dem Modell der Management-Holding
greift lediglich das Kriterium zur Fihrung durch strategische Vorgaben und Zielvereinbarungen.

Holding Modelle

Finanz-
Holding

Management-
Holding

Operative
Holding

a Treffen von Einzel-
entscheidungen
durch die Holding

Flihrung

a Zentrale Entschei-
dungenin der
Holding

Entscheidungs-
kompetenz

a {eingeschrankt)
Eeteiligung

a Uberwiegende Ergeb-
nisverantwortung der
Eeteiligung

Ergebnis-

verantwortung o in der Holding

a [berwiegendin
der Beteiligung
angesiedelt

Management-
funktionen

2 in der Holding
angesiedslt

Im Rahmen der Stufe 2 des gutachterlichen Prozesses wurde die Einflihrung des Berichtswesens
im Beteiligungsbereich auf der Basis der zum damaligen Zeitpunkt bestehenden Erkenntnisse und
Empfehlungen umgesetzt. Auch wurden erste MalRnahmen zur Optimierung der Gesamtstruktur
des Konzerns im Hinblick auf Effizienzgewinne getroffen.
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Der Ausbau und die Strukturierung des Beteiligungsmanagements im Stadtkonzern Minster wur-
den zu Beginn dieser Ratsperiode dem Rat dargestellt (Ratsvorlage 889/2004; Anlage 3).

Von dem damals zur Begutachtung eingeschalteten Beratungsunternehmen (Rodl & Partner) wur-
de die Beibehaltung der Zuordnung der Aufgaben des Beteiligungscontrollings im Dezernat Il und
der dort angesiedelten Stadtkammerei ausdricklich empfohlen. Zielsetzung eines Beteiligungs-
controllings ist auch, die Distanz zwischen der Kernverwaltung und den ausgegliederten Bereichen
zu Uberbriicken. Eine Ausgliederung der Beteiligungssteuerung auf eine Beteiligungsholding be-
ricksichtigt dies nur unzureichend. Die Einbindung des Beteiligungsmanagements in die Kernver-
waltung und damit die Nahe zur Verwaltungsfiihrung erleichtert die gesamtstadtische einheitliche
Konzernsteuerung.

Die Grundung einer zentralen Beteiligungsholding wirde nicht zu einer effizienteren und wirksa-
meren Beteiligungsteuerung fuhren. Bei der Stadt Minster hat sich allerdings bewahrt, dass be-
stimmte stadtische Gesellschaften - Stadtwerke Minster GmbH, Wohn- u. Stadtbau GmbH - de-
zentrale Holdingfunktionen fur stadtische Enkelgesellschaften wahrnehmen. Dieses bewéhrte
Holdingmodell soll mit den Ratsvorlagen V/0880/2006 und V/096/2006 ab dem Jahre 2007 weiter
ausgebaut werden, in dem der stadtische Technologieférderbereich (Technologiepark Minster
GmbH, CeNTech GmbH) gesellschaftsrechtlich unterhalb der Wirtschaftsforderung Minster GmbH
angebunden wird. Bei diesem dezentralen Beteiligungsholdingmodell werden zum Teil nicht nur
finanzielle Steuerungsaufgaben, sondern auch weitergehende Aufgabenkoordinationen im Mana-
gementbereich von stadtischen Tochtergesellschaften bernommen.

Nutzung des steuerlichen Querverbundes

Die Mdoglichkeiten der Nutzung von steuerlichen Querverbundbeziehungen im Stadtkonzern wur-
den in der Vergangenheit laufend — auch unter Einschaltung externer Berater — von der Verwal-
tung und den Gesellschaften Uberprift und genutzt. Durch die Grindung einer zentralen Beteili-
gungsholding lasst sich dieser steuerliche Querverbund nicht ausbauen. Der steuerliche Querver-
bund auf kommunaler Ebene ist an engen rechtlichen Voraussetzungen gebunden. Die gegenwar-
tig bei der Stadt laufende Konzernbetriebspriifung stellt den bisherigen steuerlichen Querverbund
dariber hinaus zunehmend in Frage, so dass auch im Hinblick auf diese unsichere steuerliche
Rechtslage die Grindung einer Beteiligungsholding aus Uberwiegend steuerlichen Griinden sich
(gegenwaértig) nicht anbietet.

Diese Feststellung wurde durch das Beratungsunternehmen Rddl & Partner in dem aktuellen Kon-
solidierungsgutachten untermauert. R6dl & Partner hat auch den steuerlichen Querverbund im
Stadtkonzern untersucht und festgestellt, dass dieser insbesondere im Bereich OPNV und Béader
genutzt werde, flr weitere Aufgabenbereiche sei dieser Querverbund durch Schaffung von Or-
ganschaften und Ergebnisabfihrungsvertrage nur theoretisch denkbar. Praktisch sollten diesbe-
zuglich nicht steuerliche Grunde, sondern inhaltlich-strukturelle Griinde ausschlaggebend sein.
Nach den Erfahrungen des Beratungsunternehmens gibt es keine belastbaren inhaltlich-
strukturellen Begriindungen, die eine solche Holdingkonstruktion rechtfertigen.

i.\V.
gez.
Bickeboller

Stadtkdmmerin

V/1000/2006



	Ausgangslage der städtischen Beteiligungsverwaltung vor 2000
	Optimierung der städtischen Beteiligungsverwaltung ab 2000
	Stufe 1 
	Stufe 2   (auf der Basis der Erkenntnisse aus der Stufe 1)
	Nutzung des steuerlichen Querverbundes

